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Anfrage in der Fragestunde der Fraktion der CDU 
 
 
 
 
Wie mehr Handlungsfreiraum für herausgeforderte Schulen organisieren? 
 
Wir fragen den Senat: 
 
Inwiefern erkennt der Senat in der durch das Schulverwaltungsgesetz eröffneten Möglich-
keit, Schulen von Bestimmungen von Rechtsverordnungen und Verwaltungsvorschriften 
zu entpflichten (§ 23 Abs. 3 BremSchVwG), ein probates Mittel, um besonders herausge-
forderten Schulen gezielt zusätzlichen Handlungsfreiraum in ihrer pädagogischen Arbeit 
zu eröffnen? 
 

Falls ja, bei welchen konkreten Bestimmungen von Rechtsverordnungen und Ver-
waltungsvorschriften sieht der Senat im Zuge einer etwaigen Entpflichtung grund-
sätzlich entsprechendes Potential zur Schaffung des gesuchten zusätzlichen 
Handlungsfreiraums für besonders herausgeforderte Schulen? 
 
Welchen Schulen in Bremen und Bremerhaven wurde bisher durch die zuständige 
Schulbehörde in Form von Ziel- und Leistungsvereinbarungen eine individuelle 
Entpflichtung zugestanden und in Bezug auf welche konkreten Bestimmungen von 
Rechtsverordnungen und Verwaltungsvorschriften war dies jeweils der Fall? 

 
 

Yvonne Averwerser, Frank Imhoff und Fraktion der CDU 


